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Divers und inklusiv: Überblick 

Kampf um Vielfalt  
und Integration
Wenn Beschäftigte aus welchen Gründen 
auch immer diskriminiert werden, behin-
dert das auch die Entwicklung von Ge-
meinwesen und Unternehmen. Regula-
rien gibt es weltweit. Das Problem ist ihre 
Anwendung. 

 
Weltweit fühlt sich jede vierte Person an ihrem 
Arbeitsplatz nicht wertgeschätzt. Zu diesem Er-
gebnis kommt eine Studie der Internationalen 
Arbeitsorganisation (ILO) über Diversity und In-
klusion. Mit den Daten von 12.000 Beschäftigten 
aus 75 Ländern in fünf Regionen ist sie eine der 
weltweit umfassendsten Studien zum Thema. 

Dass es für Beschäftigte selbst dramatisch 
ist, wenn sie etwa aufgrund von Geschlecht, äu-
ßeren Merkmalen oder sexueller Orientierung als 

Person missachtet werden, ist offensichtlich. 
Aber auch für das jeweilige Gemeinwesen und 
Unternehmen ist dieser Befund alarmierend. Und 
das nicht nur aus ethischen Gründen, sondern 
auch weil Vielfalt und das Gefühl der Zugehörig-
keit wichtig sind für Produktivität, Kreativität und 
Innovation in Unternehmen und Verwaltungen. 
Manuela Tomei, Direktorin der ILO-Hauptabtei-
lung Arbeitsbedingungen und Gleichstellung, 
beschreibt Vielfalt, Gleichberechtigung und In-
klusion als Treiber für die Erholung von Wirt-
schaft und Gesellschaft nach der Corona-Krise 
und für ihre Widerstandsfähigkeit gegenüber Kri-
sen generell. 

Diskriminierung und Ausgrenzung im Ar-
beitsleben sind international zwar seit Jahrzehn-
ten geächtet, aber immer noch so gut wie D 
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D überall Realität. Die ILO hat für ihre Studie 
Gruppen in den Blick genommen, die davon be-
droht oder betroffen sind – mal geht es um ihr 
Alter, ihr Geschlecht, ihre sexuelle Orientierung 
oder eine HIV-Infektion, mal werden sie Ziel-
scheibe von Rassismus oder religiöser Diskrimi-
nierung. Manchmal gibt es auch mehrere Hin-
tergründe. 

Das Verbot von Diskriminierung ist eines 
der fünf Grundprinzipien der ILO. Bereits 1953 
trat das Übereinkommen 100 in Kraft, das glei-
chen Lohn für gleiche Arbeit für Männer und 
Frauen fordert. 1960 folgte Übereinkommen 
111, das Diskriminierung in Beschäftigung und 
Beruf verbietet. Es gehört zu den acht Kernar-
beitsnormen. Damit hat es den Rang von Men-
schenrechten und gilt auch für Länder, die es 
nicht ratifiziert haben. Und davon gibt es einige: 
Mehr als 170 Länder haben es zwar bestätigt, 
die USA und Japan zum Beispiel aber nicht. 

Gleichzeitig gelten die USA als Ursprungs-
land von Strategien, die Vielfalt herstellen und 
Integration gewährleisten sollen. Im Zuge der 
Bürgerrechtsbewegung kämpften Minderheiten 
dort gegen Ausgrenzung und für Chancengleich-
heit. Unternehmen fürchteten, nicht mehr genü-
gend Arbeitskräfte rekrutieren zu können. Das 
bereitete dem sogenannten Diversity-Manage-
ment in Unternehmen den Weg. Dieses sieht bei-
spielsweise vor, bei der Rekrutierung von Perso-
nal bewusst auf Antidiskriminierung zu setzen. 

In vielen Ländern sollen auch Gesetze für 
Gleichstellung und Gleichberechtigung sorgen. 
In der Europäischen Union verbietet die Gleich-
stellungsrichtlinie Diskriminierung. In Deutsch-
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land wurde sie 2006 mit dem Allgemeinen 
Gleichheitsgesetz umgesetzt. Es sieht etwa vor, 
dass Stellenausschreibungen geschlechtsneutral 
formuliert sein müssen. Unternehmen müssen 
Ansprechpartner_innen benennen, an  die sich 
Beschäftigte wenden können, wenn sie bemer-
ken, dass gegen das Gesetz verstoßen wird. Das 
Gesetz nimmt dabei ausdrücklich neben den Be-
schäftigten und Unternehmen auch Arbeitneh-
mervertreter_innen in die Pflicht, »Benachteili-
gungen aus Gründen der Rasse oder wegen der 

ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der Reli-
gion oder Weltanschauung, einer Behinderung, 
des Alters oder der sexuellen Identität zu verhin-
dern oder zu beseitigen«. Betriebs- oder Perso-
nalräte können das etwa in Betriebs- und Dienst-
vereinbarungen umsetzen, zum Beispiel indem 
sie darin Schulungen vereinbaren oder die Finan-
zierung von Coachings und Fortbildungsmaß-
nahmen. Das Gesetz räumt Betriebsräten und 
Gewerkschaften außerdem die Möglichkeit ein, 
gegen grobe Verstöße gerichtlich vorzugehen. 

Doch vielerorts ist es für Beschäftigte und 
ihre Vertreter_innen schwer, Diversity einzufor-

dern, weil Arbeitnehmer_innen dort grundsätz-
lich daran gehindert werden, sich zu organisie-
ren und brutal zum Schweigen gebracht werden, 
wenn sie für ihre Rechte kämpfen. Laut dem Glo-
balen Rechtsindex 2022 des Internationalen Ge-
werkschaftsbundes (IGB) verweigern 113 von 
148 Ländern Beschäftigten das Recht auf die 
Gründung oder den Beitritt zu einer Gewerk-
schaft. In 129 von 148 Ländern werden Streiks 
erheblich eingeschränkt oder verboten. Die 
Autor_innen des Globalen Rechtsindex sprechen 
von einer Demokratiekrise mit einer systemati-
schen Demontage von Rechten. Die Zahl der 
Länder mit Angriffen auf die Rede- und Ver-
sammlungsfreiheit stieg von 26 im Jahr 2014 auf 
41 im Jahr 2022. 

Zwar ist Diversity kein eigener Punkt im 
Globalen Rechtsindex. Aber die Kategorie »Recht 
auf Gerechtigkeit« gibt Hinweise auf die Mög-
lichkeit, Teilhabe ein- und Ausgrenzung anzukla-
gen – was häufig nicht gegeben ist. In 66 Pro-
zent der Länder wird Beschäftigten das Recht auf 
Gerechtigkeit vorenthalten, indem ihnen der Zu-
gang zur Justiz ganz oder teilweise verwehrt 
wird. Das erschwert den Kampf für Vielfalt und 
Integration extrem. »Unser Wirtschaftsmodell 
hat einen Wettlauf nach unten eingeläutet, bei 
dem Menschenrechte und Umweltstandards 
außer Acht gelassen werden«, sagt ILO-General-
sekretärin Sharan Burrow. Auch um Gleichstel-
lung und Inklusion herzustellen, brauche es 
einen neuen Sozialvertrag, sagt sie. 

Die ILO-Studie zu Diversität kommt zu dem 
Ergebnis, dass Unternehmen zu wenig tun, um 
Minderheiten zu fördern. Die Hälfte der Befrag-
ten ist der Ansicht, dass Vielfalt in ihrem Unter-
nehmen nicht ausreichend berücksichtigt wird. 
Für Frauen, Menschen mit Handicap und Ange-
hörige von Minderheiten ist es in Unternehmen 
besonders schwer aufzusteigen. Die Stellung in 
der Hierarchie ist ein wichtiger Faktor für das Zu-
gehörigkeitsgefühl. 92 Prozent der Führungs-
kräfte gaben an, sich gut einbezogen zu fühlen, 
aber nur 76 Prozent der Beschäftigten ohne Füh-
rungsaufgabe. 

Um für Vielfalt zu sorgen, müssen Unter-
nehmen der ILO-Studie zufolge vier Leitlinien fol-
gen, die weltweit und auf alle Beschäftigten-
gruppen bezogen angewendet werden können. 
Danach sollte Diversity Bestandteil der Unterneh-
menskultur, das Top-Management divers aufge-
stellt sein. Außerdem sollten Führungskräfte und 
Mitarbeiter_innen im Alltagshandeln Vorbilder 
sein. Zudem müssen Diversity-Maßnahmen über 
den gesamten Beschäftigungszyklus gelten. 
Dazu gehört etwa, Ziele für die Gewinnung von 
Beschäftigten mit Minderheitenhintergrund fest-
zulegen und Gründe für Beförderungen transpa-
rent zu machen. 

 
Autorin: Anja Krüger ist Journalistin und lebt in Berlin

In Unternehmen ist es für Menschen mit Handicap, auch für Frauen und Angehörige von Minderheiten schwer aufzusteigen.  
Er hat sich auf Sansibar selbständig gemacht  
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»Unser Wirtschaftsmodell hat einen 
Wettlauf nach unten eingeläutet,  

bei dem Menschenrechte und  
Umweltstandards außer Acht  

gelassen werden.« 
ILO-Generalsekretärin Sharan Burrow

https://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---ed_dialogue/---act_emp/documents/publication/wcms_841348.pdf


Die Bundesregierung sollte das Interna-
tionale Abkommen gegen Gewalt und Be-
lästigung am Arbeitsplatz endlich unter-
zeichnen.  

 
Es war ein Meilenstein als vor drei Jahren alle 
Mitgliedstaaten das ILO-Übereinkommen (C190) 
unterzeichnet haben, nach der jede und jeder 
das Recht auf eine Arbeitswelt ohne Gewalt und 
Belästigung hat. Toleranz: null. Wohl noch nie 
zuvor sind so weitreichende Vorschriften zu Ar-
beitsstandards von der ILO gegeben, auch dank 
hartnäckiger jahrelanger gewerkschaftlicher 
Lobbyarbeit. So ist das Übereinkommen auch ein 

historischer Sieg für Arbeitnehmer_innen und 
ihre Vertretungen. Doch es hakt in der Umset-
zung. Darum braucht es immer noch eins: Druck.  

Dass sich etwas ändern muss, ist verstan-
den. Als Katalysator wirkte die #MeToo-Debatte, 
die das Thema sexuelle Belästigung am Arbeits-
platz 2017 in die öffentliche Debatte katapul-
tierte. Frauen in vergleichsweise sicheren beruf-
lichen Positionen hatten so lange stillschweigend 
sexuelle Belästigungen und Übergriffe erduldet? 
Wie stand es da erst für Textilarbeiter_innen, 
Hausangestellte, Straßenverkäufer_innen, Trans-

portarbeiter_innen, Beschäftigte in Pflegeein-
richtungen, viele im informellen Sektor, die oft 
keinerlei finanzielle Absicherung haben. Im Juni 
2021 trat das Übereinkommen dann in Kraft.  

Nur: Damit sich die Arbeitsbedingungen 
wirklich bessern, müssen es die unterzeichnen-
den Staaten in nationales Recht übernehmen, 
umsetzen – und dazu ratifizieren. Da europäi-
sche Regelungsinhalte berührt sind, muss der 
Europäische Rat EU-Mitgliedstaaten zunächst 
zur Ratifizierung ermächtigen. Doch einige Mit-
gliedstaaten blockieren, das sind vor allem anti-
feministische Staaten wie Bulgarien, Ungarn und 
die Slowakei. Es ist höchste Zeit, diese Blockade 
aufzubrechen. Zumal mit der Covid-19-Krise der 
Handlungsbedarf noch größer geworden ist.  

Doch Deutschland bewegt sich nicht. Spa-
nien, Italien, Griechenland haben immerhin 
schon – wie insgesamt 19 Staaten weltweit – 
die Ratifizierung bei der ILO eingereicht. Die 
Bundesregierung ist dem noch nicht gefolgt. 
Dabei hatte Bundesarbeitsminister Hubertus Heil 
dies kurz nach Abschluss des Übereinkommens 
im Juni 2019 in Aussicht gestellt, und die Am-
pelregierung hat es in ihrem Koalitionsvertrag 
festgehalten.  

Der Internationale Gewerkschaftsbund 
(IGB) hat schon 2019 die Kampagne »#Ratify 
now!« ins Leben gerufen. Derweil macht sich der 
Europäische Gewerkschaftsbund (EGB) für eine 
schnelle Ermächtigung der EU-Mitgliedstaaten 
stark und hat eine Petition gestartet. Auch der 
DGB fordert eine zügige Unterzeichnung und 
Umsetzung des Abkommens. Und er hat zum 

Beispiel mit 32 Mitgliedern des Textilbündnis – 
darunter Aldi, Lidl, Hugo Boss und Vaude – 
einen Brief an Bundesarbeitsminister Heil und 
seine Kabinettskollegin Entwicklungsministerin 
Svenja Schulze verfasst. 

Im Mai hat der DGB auf dem Bundeskon-
gress den Antrag: »Sexuelle Belästigung und Ge-
walt am Arbeitsplatz in Arbeitsschutz integrie-
ren!« beschlossen. Darin fordert er die Bundes-
regierung auf, im Allgemeinen Gleichbehand-
lungsgesetz, AGG, Verbots- und Sanktionsnor-
men einzuführen, wenn Beschwerdestellen nicht 
eingerichtet werden. Das Thema ist im Arbeits- 
und Gesundheitsschutz zu verankern und Mitbe-
stimmungsrechte zu stärken. Unter anderem sind 
auch die rechtlichen Grundlagen für die Gefähr-
dungsbeurteilung zu psychischen Belastungen 
zusammen mit den Berufsgenossenschaften an-
zupassen. Bisher wird sexualisierte Gewalt zu 
wenig beachtet. 

Allerdings muss niemand darauf warten. 
Arbeitgeber_innen können und sollten die Maß-
nahmen, die das Abkommen vorsieht, bereits 
jetzt umsetzen – es ist beschlossen, der Text im 
Internet veröffentlicht. Werden Beschäftigte für 
die Probleme sensibilisiert oder fabrikinterne 
Ausschüsse unterstützt, können erste Besserun-
gen erreicht werden. Außerdem müssen ge-
schlechtsspezifische Daten erhoben und analy-
siert werden, um Lücken in den Sorgfaltspflich-
ten, die alle Unternehmen haben, zu schließen.  

Die Bundesregierung nimmt das freilich 
nicht aus der Pflicht. Es ist überfällig, dass sie 
das ILO-Übereinkommen 190 ratifiziert und in 
nationale Gesetzgebung umsetzt. Denn ein ge-
waltfreies Leben und ein belästigungsfreier Ar-
beitsplatz sind keine Privilegien. Sie sind Men-
schenrechte.  

 
Die Kommentatorin:  

Dr. Christina Stockfisch ist 

im DGB-Bundesvorstand 

Expertin für europäische 

und internationale 

Gleichstellungspolitik
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»Ein gewaltfreies Leben und ein 
 belästigungsfreier Arbeitsplatz  
sind keine Privilegien. Sie sind  

Menschenrechte.« 

Null Toleranz Mitmachen! 
»Schluss mit Gewalt und Belästigung am 
Arbeitsplatz – Jetzt das internationale 
Übereinkommen ratifizieren!«  

Schließt euch der Petition des europäi-
schen Gewerkschaftsbundes zur Ratifizie-
rung des ILO-Übereinkommens C190 
gegen Belästigung und Gewalt am Arbeits-
platz an: https://action-europe.org/de/ 
schluss-mit-gewalt-und-belästigung-am-
arbeitsplatz-–-jetzt-das-internationale-
übereinkommen.  

ETUC #RatifyC190 now! 

https://action-europe.org/de/schluss-mit-gewalt-und-bel�stigung-am-arbeitsplatz-�-jetzt-das-internationale-�bereinkommen
https://action-europe.org/de/schluss-mit-gewalt-und-bel�stigung-am-arbeitsplatz-�-jetzt-das-internationale-�bereinkommen
https://action-europe.org/de/schluss-mit-gewalt-und-bel�stigung-am-arbeitsplatz-�-jetzt-das-internationale-�bereinkommen
https://action-europe.org/de/schluss-mit-gewalt-und-bel�stigung-am-arbeitsplatz-�-jetzt-das-internationale-�bereinkommen
https://action-europe.org/de/schluss-mit-gewalt-und-bel�stigung-am-arbeitsplatz-�-jetzt-das-internationale-�bereinkommen
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Divers und inklusiv: LGBTIQ* in der Türkei

Mit einem Ratgeber  
gegen Homophobie
In der Türkei steht es schlecht um die Ak-
zeptanz von Menschen aus der LGBTI 
Community. Das hat mit Vorurteilen zu 
tun, aber auch mit einer diskriminieren-
den Berichterstattung. Die Türkische Jour-
nalisten Union kämpft dafür, dass sich 
das ändert. 

 
Die Pride Parade 2022 sollte im Juni in Istanbul 
stattfinden. Doch wie in den Jahren zuvor unter-
sagten die Behörden die Demonstration, die les-
bische, schwule, bi- und intersexuelle, trans 
Menschen und andere in der Öffentlichkeit sicht-
bar machen und für ihre Situation sensibilisieren 
sollte. Zwar ist Homosexualität in der Türkei 
strafrechtlich nicht verboten, die meisten LGBTI 
Menschen werden aber gesellschaftlich geäch-
tet, diskriminiert und immer wieder auch tätlich 
angegriffen. Die Selbsthilfeorganisationen der 
LGBTI Community, Kaos und Lambda, sehen sich 

ständig Angriffen ausgesetzt, nicht zuletzt auch 
durch die Polizei. Als rund 200 Menschen ver-
suchten, die Parade trotz Verbot durchzusetzen, 
schlug die Polizei mit aller Härte zu. Es gab etli-
che Verhaftungen. 

In den türkischen Medien spielte das keine 
große Rolle. Ohnehin werden LGBTI Personen 
dort eher ins kriminelle Milieu oder ins Rotlicht-
viertel verbannt, eine respektvolle Sprache ist die 
große Ausnahme. Die Türkische Journalisten 
Union, (Türkiye Gazeteciler Sendikase, TGS) die 

seit den 1950er Jahren bestehende Gewerk-
schaft für Journalist_innen, kämpft seit langem 
gegen diese Diskriminierung an. Nun hat sie mit 
Unterstützung der EU, die das Geld für den Druck 
bereitstellte, einen »Ratgeber für Gendergleich-
heit im Rahmen von ethischem Journalismus« 
herausgegeben. Er soll helfen, den Kampf gegen 
Homophobie und Sexismus zu systematisieren. 

Die Autor_innen rufen Journalist_innen 
dazu auf, sich mit Vorurteilen und Stereotypen 
auseinanderzusetzen und Fake News über LBGTI 
Personen zu korrigieren sowie sie nicht nur als 
Opfer darzustellen, sondern als Menschen, die 
aktiv für ihre Rechte eintreten. Zudem ermuntern 
sie sie explizit, sich mit LGBTI Themen auseinan-
derzusetzen – und warnen davor, die sexuelle 
Neigung von Personen medial offenzulegen, 
wenn das mit dem Thema gar nichts zu tun hat. 

Diesen teils aggressiven, teils diskriminie-
renden Umgang mit Lebensweisen, die von he-

teronormativen Vorlagen abweichen, gab es in 
der Türkei nicht immer. Er hängt auch mit den 
Veränderungen der Presselandschaft zusammen. 
Ende der Nullerjahre gab es noch eine Vielfalt 
kritischer Medien. Damals wurde etwa die Sonn-
tagsbeilage der linksliberalen Tageszeitung »Ra-
dikal« von Tugrul Eryilmaz verantwortet, der sich 
offen als Schwuler bekannte und Themen wie 
Transgender, Bisexualität oder andere Orientie-
rungs- und Identitätsfragen auch immer wieder 
ins Blatt hob. Zur selben Zeit gab es in den Main-

stream-Medien das erste und bis heute einzige 
Mal eine weibliche Chefredakteurin, Nurcan 
Akat, die das Traditionsblatt »Milyet« leitete. Den 
Höhepunkt des gesellschaftlichen Aufbruchs er-
reichte die Türkei während der Gezi-Bewegung 
2013, die das halbe Land zu Protesten gegen die 
immer autoritärer werdende Herrschaft des heu-
tigen Präsidenten Recep Tayyip Erdogan inspi-
rierte. Im kurzen Sommer der Anarchie veranstal-
tete die LGBTI Community 2013 eine Pride-Pa-
rade an der bis zu 100.000 Menschen teilnah-
men. 

Mit der gewaltsamen Niederschlagung der 
Protestbewegung nahm auch die Diskriminie-
rung wieder zu. 2013 gründete sich in der TSG 

eine Gruppe, die systematisch gegen Geschlech-
terdiskriminierung und LGBTI Verunglimpfung 
angehen wollte. Evrim Kepenek, eine der Grün-
derinnen der Gruppe, erzählte später, dass es zu-
nächst auch um Solidarität mit Journalist_innen 
ging, die selbst zur LGBTI Community gehörten 
und sich ganz überwiegend nicht trauten, sich 
dazu zu bekennen, weil sie Angst hatten, ge-
mobbt zu werden oder gar ihren Job zu verlieren. 
»Wir wollten uns gegenseitig Mut machen«, 
sagte sie. 

Doch seitdem hat sich die Situation drama-
tisch verschlechtert. Fast alle unabhängigen oder 
regierungskritischen Medien wurden mit Hilfe 
einer gegängelten Justiz mundtot gemacht oder 
von regierungsnahen Geschäftsleuten aufge-
kauft. Auch die TGS veränderte sich stark.  

Journalist_innen der Mainstream-Medien 
traten aus der Gewerkschaft aus oder gar nicht 
mehr ein. Heute steht die TGS in ganz klarer Op-
position zum Regime Tayyip Erdogans und 
kämpft verzweifelt für einen letzten Rest von 
Pressefreiheit. 

Einfluss auf das Fernsehen oder die großen 
regierungsnahen Zeitungen hat die TGS nicht 
mehr, entsprechend wenig Echo haben die 
Handreichungen für einen ethischen Umgang 
mit LGBTI Personen in den Mainstream-Medien 
heute. »Wir kämpfen natürlich trotzdem weiter 
gegen Diskriminierung«, sagt Ahmet Günes, ein 
Gründungsmitglied der oppositionellen Zeitung 
»Birgün«, die stark im TGS vertreten ist. »Auch 
wenn die Schreibenden der Regierung in der TGS 
nur noch eine feindliche Organisation sehen, 
einen gewissen Einfluss haben wir als größte 
und älteste Journalist_innen-Organisation im 
Land schon noch.« 

 
Der Autor: Jürgen Gottschlich ist Journalist und lebt in 

Istanbul

»Der Sommer der Anarchie«: 2013 fand die letzte legale Pride Parade in Istanbul statt
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»Wir wollten uns gegenseitig  
Mut machen.« 
Evrim Kepenek



In Thailand wird der Großteil der Men-
schen mit Behinderung aus dem Arbeits-
markt ausgeschlossen. Die Initiative 
Young Futuremakers Thailand hat neue 
Wege ausprobiert. 

 
Wie in den meisten anderen Ländern hat die Co-
rona-Pandemie auch in Thailand die ohnehin 
vulnerablen Gesellschaftsgruppen überpropor-
tional getroffen – am stärksten von ihnen junge 
Frauen mit körperlichen und mentalen Beein-
trächtigungen. Um ihre Lage zu verbessern, wur-
den im Februar 2021 die Young Futuremakers 
Thailand gegründet. Die Initiative, die mit Hilfe 
örtlicher Gewerkschaften aufgesetzt wurde, zielt 
vor allem darauf ab, benachteiligten Jugendli-
chen den Einstieg in den Arbeitsmarkt zu erleich-
tern. Angesichts der neuen Herausforderungen 
durch die weltweiten Krisen sind solche Maß-
nahmen wichtiger denn je. 

Die Internationale Arbeitsorganisation (ILO) 
der Vereinten Nationen schätzt, dass es in Asien 
und dem angrenzenden Pazifikraum über 470 
Millionen Menschen mit Behinderungen gibt, die 
sich im erwerbsfähigen Alter befinden. Knapp 
zwei Drittel von ihnen haben keine Arbeit – und 
die meisten, die einem Erwerb nachgehen, tun 
dies überproportional in informellen Sektoren 
ohne Absicherung. »Ihr Potenzial, einen Beitrag 
zum Arbeitsmarkt zu leisten, bleibt aufgrund von 
Hindernissen und Barrieren, mit denen sie in der 
Gesellschaft und in der Arbeitswelt konfrontiert 
sind, weitgehend ungenutzt, insbesondere wenn 
sie in ländlichen Gebieten leben«, heißt es in 
einem aktuellen ILO-Bericht. Frauen seien dabei 
am stärksten betroffen, und die Corona-Pande-
mie habe die prekäre Lage für Menschen mit Be-
hinderung extrem verschärft. 

Das zeigt sich auch in Thailand. Etwa drei 
Prozent der Bevölkerung – immerhin etwas über 
zwei Millionen Menschen – verfügen derzeit 
über einen sogenannten Behindertenausweis, 
der die Voraussetzung für bestimmte Wohlfahrts-
leistungen ist. Er ermöglicht zum Beispiel einen 
vergünstigten Zugang zum öffentlichen Nahver-
kehrssystem. Laut der jüngsten Regierungssta-
tistik sind die meisten Menschen mit Behinde-
rung in ihrer Mobilität eingeschränkt (rund 50 
Prozent); die zweithäufigste Einschränkung sind 
Sehbehinderungen (rund 18 Prozent). Nur knapp 
ein Viertel aller Thailänder_ innen mit Behinde-
rungen über 15 Jahre geht einer regelmäßigen 
Arbeit nach. Meist verdienen sie sich ihren Le-
bensunterhalt mit einfachen Tätigkeiten in der 
Landwirtschaft oder Fischerei. 

Die Statistik ist deprimierend, zumal in Thai-
land die Arbeitslosigkeit innerhalb der Gesamt-
bevölkerung vergleichsweise niedrig ist. Eine der 

großen Herausforderungen, Menschen mit Be-
hinderungen in die Arbeitswelt zu integrieren, ist 
der fehlende Zugang zu Bildung. Nur ein kleiner 
Teil (5 Prozent) der Betroffenen hat überhaupt 
eine über die Grundschule hinausgehende Se-
kundärbildung genossen. 

Die Young Futuremakers Thailand setzen 
hier an. Junge Menschen mit Behinderungen 
werden in klassischen Ausbildungskursen ge-
schult, zugleich lernen sie in Workshops, unter-
nehmerische Fähigkeiten und Soft Skills, die über 

reine Fachkompetenzen hinausgehen, zu entwi-
ckeln. Anschließend besuchen sie Jobmessen. 
Die Nachhaltigkeit des Projekts ist allerdings be-
schränkt: Es war lediglich auf ein Jahr angelegt 
und ist Ende April ausgelaufen. Eine offizielle 
Auswertung steht noch aus. 

Doch allein, dass es solche Initiativen über-
haupt gibt, ist ein gesellschaftlicher Fortschritt. 
Denn erst seit den 1990er und insbesondere 
2000er Jahren hat der Staat überhaupt ange-
fangen, sich vermehrt um die Inklusion von 
Menschen mit Behinderung zu kümmern. So 
wurden erste Hilfsorganisationen gegründet, die 

rechtlichen Möglichkeiten von Betroffenen ver-
bessert und öffentliche Gebäude barrierefrei ge-
staltet. 2007 brachte die Regierung ein damals 
richtungsweisendes Gesetz auf den Weg, das 
Menschen mit Behinderung unter anderem 
Rechtsbeistand, Gebärdensprach-Dolmetsche -
r_in nen, Steuerbefreiungen und kostenlose Bil-
dung zusichert. Ebenfalls müssen sich seither 
sämtliche – auch private – Unternehmen dazu 
verpflichten, auf jeweils hundert Angestellte 
mindestens eine Person mit Behinderung zu be-
schäftigen. Doch viele Konzerne sehen die In-
klusion von Menschen mit Behinderung nach 
wie vor als Aufgabe der Wohltätigkeitsorgani-
sationen und verleugnen die gesamtgesell-
schaftliche Verantwortung. 

2008 unterzeichnete Thailand dann das 
UN-Übereinkommen über die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen. Doch es mangelt nach 
wie vor an der Umsetzung. Das hat auch mit tief-
reichenden Vorurteilen und einer gesellschaftli-
chen Stigmatisierung zu tun. Laut einer Studie 
der Regierung von 2017 ist von den geschätzt 
140.000 Kindern mit Behinderung die Hälfte 
nicht einmal behördlich registriert – sie  erhalten 
demnach auch nicht die staatliche Unterstüt-
zung, die ihnen zusteht. Noch ehe sie die Puber-
tät erreichen, scheint ihr Lebensweg bereits vor-
gezeichnet. 

 
Autor: Fabian Kretschmer ist Journalist und hat lange 

in Thailand gelebt, aktuell berichtet er aus Peking

In Asien und dem angrenzenden Pazifikraum gibt es über 470 Millionen Menschen mit Behinderungen im erwerbsfähigen Alter, 
schätzt die ILO
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Divers und inklusiv: Menschen mit Behinderung in Thailand

Knackpunkt ist der Zugang zu Bildung

 

Viele Konzerne sehen die Inklusion 
von Menschen mit Behinderung als 

Aufgabe der Wohltätigkeits- 
organisationen. 



Fremdenfeindlichkeit, Xenophobie und 
Intoleranz sind ein Gewerkschaftsthema, 
sagt PSI-Koordinatorin Agripina Hurtado. 
Meist sei der erste Schritt das Sichtbar-
machen von Diskriminierung und die Be-
nennung von diskriminierten Gruppen. 

 
Nord | Süd news: Agripina Hurtado, in Latein-
amerika und der Karibik leben mehr als 134 Mil-
lionen Nachfahren afrostämmiger Völker. Sie 
stellen ein Fünftel der Bevölkerung. Aber ein 
Großteil der afrostämmigen Kinder muss bereits 
in der Grundschule die schulische Bildung ab-
brechen, Jugendliche sind deutlich stärker von 
Armut, Arbeitslosigkeit und sogar Suizid betrof-
fen als der Durchschnitt der Lateinamerika -
ner_in nen – und das durchzieht das ganze 
Leben. Woher kommt diese Diskriminierung?   

Agripina Hurtado: Die Diskriminierung ist 
strukturell, ihre Ursachen liegen in der Kolonial- 
und Sklavengesellschaft und werden von den El-
tern an die Kinder weitervererbt. Verschärft wird 
sie durch geschlechtsspezifische, ethnisch-rassi-
sche, territoriale und altersbedingte Ungleich-
heiten. Das alles bildet zusammen mit Polizei- 
und Rassengewalt eine Matrix für Armut, Aus-
grenzung und Arbeits- und Lohndiskriminierung. 
Es ist eine Diskriminierung, die auch für die in-
digenen Gemeinschaften oder Ureinwohner_in -
nen gilt. 

Welche Ansätze gibt es, dieses komplexe 
Geflecht aufzulösen? 

Die Organisationen der Zivilgesellschaft von 
afrostämmigen und indigenen Völkern wachsen 
und werden stärker, wenn auch sehr langsam. 
Die Anerkennung internationaler Vereinbarun-
gen, wie etwa der ILO-Konventionen ist ein ers-
ter Fortschritt. Oft ist es aber der fehlende poli-
tische Wille der nationalen Regierungen, im ei-
genen Land dann auch Maßnahmen umzuset-
zen, die afrostämmige und indigene Bevölke-
rungsgruppen als Rechtssubjekte sichtbar ma-
chen und anerkennen. Die Herrschenden bei-
spielsweise in der Karibik haben zwar einen afro-
stämmigen Hintergrund, aber dort spielt die Kor-
ruption eine derart mächtige Rolle, dass jeder 
Fortschritt verhindert wird. 

Wie entstand dann das Komitee zur Be-
kämpfung von Rassismus und Fremdenfeind-
lichkeit beim globalen Gewerkschaftsverbund 
Public Services International, PSI, das Du koor-
dinierst? 

2001 fand in Durban in Südafrika eine 
Weltkonferenz gegen Rassismus, Diskriminie-
rung und Fremdenfeindlichkeit statt. Das war so 
eine Initialzündung. Dort sprach man erstmals 
von Menschen afrikanischer Abstammung. Und 
auch darüber, dass Rassismus und Fremden-

feindlichkeit ein Gewerkschaftsthema sein müs-
sen, weil Menschen aufgrund ihrer Hautfarbe 
oder ethnischen Zugehörigkeit beim Zugang zu 
einer würdigen Arbeit diskriminiert werden. 
Einer der Mitorganisatoren der Konferenz war 
William Lucy, der 1994 als erster Schwarzer zum 
Vorsitzenden von PSI gewählt worden war. 2004 
entstand auf seine Initiative das Komitee. 

Wie arbeitet das Komitee? 
Unser Komitee besteht aus afrostämmigen 

und indigenen Personen. Wir kennen Rassismus 
aus eigener Erfahrung und den Erfahrungen un-
serer Communities. Unser Ziel ist es, Rassismus, 

Fremdenfeindlichkeit und alle damit zusammen-
hängenden Formen von Diskriminierung und In-
toleranz in der Arbeitswelt sichtbar zu machen 
und zu bekämpfen. Dazu haben wir einen regio-
nalen Aktionsplan aufgestellt. Wir führen Schu-
lungen mit den Beschäftigten zu den ILO-Stan-
dards durch. Wir melden uns öffentlich zu Wort, 
wenn Situationen von Rassismus auftreten. Und 
wir haben auch einen Kalender mit Gedenkter-
minen aufgestellt, weil diese immer wieder ein 
guter Anlass sind, unsere Arbeit sichtbar zu ma-
chen. 

Welche Erfolge hat die Arbeit bereits ge-
habt? 

In Kolumbien gehörten wir zur interethni-

schen Kommission des Friedensprozesses zwi-
schen der kolumbianischen Regierung und der 
Guerillaorganisation FARC. Seit Beginn der Pan-
demie arbeiten wir weltweit mit anderen Orga-
nisationen aus Amerika, Afrika und Europa, um 
die überproportionale Betroffenheit afrostämmi-
ger und indigener Beschäftigter aufzuzeigen. So 
konnten wir zeigen, wie sich die sozialen Un-
gleichheiten verstärken, und Strategien entwi-
ckeln, um den Zugang zu Impfstoffen zu verbes-
sern und das Gesundheitspersonal zu unterstüt-
zen. 

Wie gut ist die Unterstützung aus dem ei-
genen Lager, sprich aus den Gewerkschaften? 

Bei vielen ist noch immer nicht angekom-
men, dass Rassismus, Xenophobie und alle 
damit verbundenen Formen von Diskriminierung 
ein Thema der Gewerkschaftsarbeit sind. Eine 
Sensibilisierung dafür muss an der Basis aber 
auch in den Führungen der Gewerkschaftsorga-
nisationen ansetzen. Alle Gewerkschaftsorgani-
sationen brauchen Komitees zur Bekämpfung 
von Rassismus. Unser Komitee hat innerhalb des 
PSI jede Unterstützung. Mit einer einzigen, leider 
wichtigen Beschränkung: dass wir kein eigenes 
Budget haben. 

 
Die Interviewte: Agripina Hurtado ist Koordinatorin des 

Komitees zur Bekämpfung von Rassismus, Xenophobie 

und allen Formen von Diskriminierung des Gewerk-

schaftsverbunds Public Services International (PSI), sie 

lebt in Cali, Kolumbien.   

 

Der Autor: Jürgen Vogt ist Journalist und lebt in Buenos 

Aires

»Rassismus ist ein Gewerkschaftsthema«
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Divers und inklusiv: Rassismus in Lateinamerika

Brasilianische Frauen zeigen: Wir sind viele, wir sind stark
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»Alle Gewerkschaftsorganisationen 
brauchen Komitees zur Bekämpfung 

von Rassismus.«



Georg Weininger ist Netzwerker. Für das 
DGB Bildungswerk und die GIZ verbindet 
er Akteur_innen der Gewerkschaften und 
der Entwicklungszusammenarbeit. Sein 
Auftrag: gewerkschaftliche Ansätze und 
Standards in der Entwicklungszusammen-
arbeit zu implantieren. 

 
Nord | Süd news: Georg, Deine Berufsbezeich-
nung klingt, als sei da was aus Zeiten der New 
Economy übrig geblieben. Was macht, bitte 
schön, ein »Business Scout for Development« des 
DGB Bildungswerks? 

Da muss ich gleich mal korrigieren: In mei-
nem Fall heißt das nur »Scout for Development«. 
Die Deutsche Gesellschaft für Internationale Zu-
sammenarbeit, also die GIZ, die unser Programm 
ins Leben gerufen hat, legt zwar viel Wert auf 
Corporate Design, aber für einen »Business« 
Scout würden wohl bei den Gewerkschaften 
gleich die Türen wieder zugehen. Das wäre aber 
schade! 

Was ist das Besondere an dem Programm? 
Das »Scout«-Programm fördert die Koope-

ration der Wirtschaft mit der Entwicklungsarbeit. 
Diesem Auftrag gehe ich bei den Gewerkschaf-
ten nach. Gewerkschaften werden dabei als in-
tegraler Bestandteil der Wirtschaft verstanden. 
Wir, die Scouts, unterstützen die Partnerinstitu-
tionen bei der Entwicklung von Programmen 
oder bei Investitionen in sogenannten Entwick-
lungsländern. Dabei ist die Nachhaltigkeit glo-
baler Lieferketten ein zentrales Thema. In mei-

nem Fall spreche ich aber eher nicht von Inves-
titionen, sondern von gewerkschaftlichen Pro-
jekten oder auch generell dem Aufbau von ge-
werkschaftlicher Arbeit in Entwicklungszusam-
menhängen. Im deutschen Lieferkettengesetz 
sind gewerkschaftliche Institutionen explizit als 
Akteure genannt, die im Sinne der Menschen-
rechte tätig sind. So sieht das Gesetz für Gewerk-
schaften die konkrete Aufgabe der Prozessfüh-
rung im Falle von Menschenrechtsverletzungen 
vor. 

Wie lange bist Du schon Scout? 
Seit November 2021. Meine Stelle ist die 

erste institutionalisierte Kooperation zwischen 
GIZ und DGB. 

Wie sieht Deine Arbeit aus? 
Ich bin Ansprechpartner für die gesamte 

Gewerkschaftslandschaft, was Entwicklungszu-
sammenarbeit angeht – ob DGB, DGB Bildungs-
werk, Mitgliedsgewerkschaften oder internatio-
nale Dachverbände. Mit den internationalen Ab-
teilungen dieser Organisationen entwickle ich 
Projekte. 

Kannst Du ein Beispiel nennen? 
Die IGBCE unterstützt ihre Partnergewerk-

schaft Sintracarbón in Kolumbien mit einer Just 
Transition-Studie. Die Beschäftigten dort im 
Steinkohleabbau sind genauso wie ihre deut-
schen Kolleg_innen mittlerweile von absehbaren 
Zechenschließungen betroffen. Auch wenn jetzt 
gerade Kohleverstromung durch den Krieg in der 
Ukraine und die Probleme mit den Gaslieferun-
gen aus Russland wieder in der Diskussion sind: 

Die Verträge mit internationalen Unternehmen 
mit den kolumbianischen Minen laufen aus. Wie 
ein gewerkschaftlich getragener Strukturwandel 
aussehen kann, das ist das Thema dieser Studie. 

Ich bin das Bindeglied innerhalb der GIZ für 
Projekte, ich habe sozusagen den Durchblick, 
kann Matches herstellen und im besten Fall Pro-
jektfinanzierungen ermöglichen. 

Gibt es schon Erfolge zu verbuchen? 
Wir sind noch in der Netzwerkphase. Eine 

strategische Partnerschaft zwischen dem DGB 
und dem BMZ besteht zwar schon einige Jahre, 
ist aber doch noch am Anfang. Sie geht zurück 
auf die Zusammenarbeit des ehemaligen DGB-
Vorsitzenden Reiner Hoffmann mit dem damali-
gen Bundesminister für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung, Gerd Müller. Der 
hatte infolge des Großbrandes in der Textilfabrik 
Rana Plaza in Bangladesch Projekte in der Tex-
tilbranche angeregt und festgestellt, dass die Ge-
werkschaften über das meiste Know-how verfü-
gen, was Sicherheit und Arbeitsqualität in den 
weltweiten Lieferketten angeht. Zudem sind sie 
starke Hebel und können vor Ort größere Netz-
werke und mehr Akteure mobilisieren. Die stra-
tegische Partnerschaft wurde später auf alle 
Branchen ausgeweitet. Auch im Koalitionsver-
trag der gegenwärtigen Regierungsparteien ist 
die Rolle der Gewerkschaften in der Entwick-
lungszusammenarbeit explizit erwähnt. 

Mit dieser Nordsüd-Arbeit übernehmen die 
Gewerkschaften eine neue Rolle. Wie blickt der 
DGB darauf? 

Von Seiten des DGB liegt das Interesse im 
politischen Gestaltungswillen, die Entwicklungs-
zusammenarbeit im Sinne der Achtung der Men-
schenrechte zu prägen. Dass sie hier nun eine 
starke Rolle spielen; dass es mit meiner Stelle 
dafür eine Institutionalisierung gibt, das ist ein 
deutliches Zeichen – und ja, ich würde sagen: 
ein echter Erfolg. 

 
Der Interviewte: 

Georg Weininger ist 

seit 2021 »Scout for 

Development« für die 

GIZ. Er arbeitet bei 

der GIZ und wird an 

das DGB Bildungs-

werk »ausgeliehen«. 

Weininger ist gelern-

ter Zimmermann. Über die Ausbildung kam er zur IG 

BAU und war in der politischen Bildungsarbeit tätig. Er 

studierte mit einem Stipendium der Hans-Böckler-Stif-

tung Philosophie und Literaturwissenschaft sowie In-

ternationale Beziehungen im Master. Dazwischen war 

er für ein Projekt des BMZ am Willy-Brandt-Center in 

Jerusalem verantwortlich. 

 

Der Interviewer: Jürgen Kiontke ist Journalist und lebt 

in Berlin

»Ich kann Matches herstellen«

 

7DGB BILDUNGSWERK BUND – NORD|SÜD news III/2022

Aus den Projekten

Der Einsturz der Textilfabrik Rana Plaza bei Dhaka war die Initialzündung für die strategische Zusammenarbeit: Überlebende
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Weltweit steigende  
Jugendarbeitslosigkeit 

Die Covid-19-Pandemie hat 
junge Menschen noch mehr 
als andere Altersgruppen ge-
troffen, Ausbildungs- und Ar-
beitsplätze gingen ihnen ver-
loren. Während insgesamt 
wieder mehr Jobs zur Verfü-

gung stehen, hat sich die Jugendbeschäftigung 
davon noch lange nicht erholt, zeigt der aktuelle 
ILO-Bericht »Global Employment Trends for Youth 
2022: Investing in transforming futures for 
young people«. Weltweit sind 2022 geschätzt 73 
Millionen Jugendliche arbeitslos, das sind zwar 
2 Millionen weniger als 2021, aber immer noch 
6 Millionen mehr als vor der Pandemie. Der An-
teil junger Menschen, die nicht arbeiten oder 
noch im Bildungs- beziehungsweise Ausbil-
dungssystem sind, beträgt 23,3 Prozent – damit 
ist er so hoch wie seit 15 Jahren nicht mehr. Bei 
dieser Gruppe besteht ein besonderes Risiko, 
dass ihre Benachteiligung sich verstetigt. Junge 
Frauen sind dabei noch schlechter gestellt als 
junge Männer. 2022 werden voraussichtlich nur 
27,4 Prozent der jungen Frauen weltweit er-
werbstätig sein, verglichen mit 40,3 Prozent der 
jungen Männer.   

Der Bericht: https://www.ilo.org/global/publications/ 

books/WCMS_853321/lang--en/index.htm 

 

SDG 8 braucht  
mehr Beachtung 
Bis 2030 haben sich die Vereinten Nationen 17 
Ziele für nachhaltige Entwicklung (Sustainable 
Development Goals – SDGs) gesetzt, deren Um-
setzung sie Jahr für Jahr kontrollieren – auf dem 
sogenannten High Level Panel Forum (HLPF) auf 
Ministerebene jeweils im Juli und bei der UN-
Vollversammlung im September. In ihrer Ab-
schlusserklärung des diesjährigen HLPFs beto-
nen die Minister_innen die »dringende Notwen-
digkeit, Bedingungen für menschenwürdige Ar-
beit für alle zu schaffen, die Arbeitnehmerrechte 
aller Beschäftigten zu schützen und einen uni-
versellen Sozialschutz zu erreichen«. Auch bei 
den großen Transformationen fanden Formulie-
rungen des Internationalen Gewerkschaftsbun-
des (IGB) Eingang. Damit enthalte die Erklärung 
einige wichtige zentrale Forderungen der Ar-
beitnehmenden, analysierte der IGB im An-
schluss. Allerdings sei das wichtige SDG 8 – in-
klusives Wachstum, produktive Beschäftigung 
und menschenwürdige Arbeit – nicht explizit 
behandelt worden. »Es ist mehr Ehrgeiz erfor-
derlich«, sagte IGB-Generalsekretärin Sharan 
Burrow, »um die SDGs mit einem neuen Sozial-
vertrag zu retten.« 

China ratifiziert zwei 
ILO-Übereinkommen 
Die Regierung in Peking hat die ILO-Übereinkom-
men Nr. 29 über Zwangsarbeit von 1930 und Nr. 
105 über die Abschaffung der Zwangsarbeit von 
1957 ratifiziert. In einem Jahr sollen sie in Kraft 
treten. Damit bekräftigt China, das ein Grün-
dungsmitgliedstaat der ILO ist, dass es die 
grundlegenden Prinzipien und Rechte der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation respektieren, för-
dern und umsetzen will. Das Übereinkommen Nr. 
29 verbietet den Einsatz von Zwangsarbeit in all 
ihren Formen und verpflichtet die Vertragsstaa-
ten, Zwangsarbeitspraktiken unter Strafe zu stel-
len. Das Übereinkommen Nr. 105 ergänzt es, 
indem es ver-
langt, Zwangs-
arbeit als Mittel 
des politischen 
Zwangs oder 
der Erziehung, 
die Bestrafung für Äußerungen politischer An-
sichten oder die Teilnahme an Streiks sowie ras-
sistische, soziale, nationale oder religiöse Diskri-
minierung sofort abzuschaffen. Nach neuesten 
globalen Schätzungen gibt es weltweit immer 
noch etwa 25 Millionen Menschen, die unter 
Drohung oder Zwang zur Arbeit verpflichtet wer-
den. 

 

Schlupflöcher im  
Lieferkettengesetz 

Dass das deutsche Lieferket-
tengesetz deutlich zu zahm 
ist, haben auch die Gewerk-
schaften immer wieder mo-
niert. Nun zeigt eine Studie 
der Hamburger Organisation 
Goliathwatch exemplarisch 

an der Vertreibung von tausenden Menschen in 
Uganda, dass menschenrechtliche Verstöße 
damit nicht verhindert werden könnten. 2001 
hatte die ugandische Armee rund 4.000 Bewoh-
ner_innen von Dörfern verjagt, damit die Neu-
mann Kaffee Gruppe dort die Kaweri-Kaffeeplan-
tage anlegen konnte. Die Vertriebenen wurden 
bis heute nicht entschädigt. Das Lieferkettenge-
setz sähe in einem solchen Fall keine Klagemög-
lichkeiten vor, auch der stärkere Gesetzentwurf 
der EU-Kommission für eine europaweite Rege-
lung würde den Opfern die Beweislast aufbür-
den, so die Studie. »Opfer von Menschenrechts-
verletzungen brauchen Soforthilfe und ein zeit-
nahes rechtskräftiges Urteil«, sagte Studienautor 
Thomas Dürmeier. 

Die Studie: https://goliathwatch.de/wp-content/uplo-

ads/2022/08/Goliathwatch-20220818-NKG-web-2_6-

MB.pdf

Filmtipp: Liebe, D-Mark 
und Tod – Ask, Mark  
ve Ölüm 
Manchmal erzählt Musik die besten Geschichten. 
Wie die Geschichte der türkisch-deutschen Bun-
desrepublik. Der Regisseur Cem Kaya dokumen-
tiert in seinem Film »Liebe, D-Mark und Tod – 
Ask, Mark ve Ölüm« auf eine ganz besondere Art 
60 Jahre migrantische Alternativkultur. Es geht 
um das Leben der Arbeitsmigrant_innen der 
1950er Jahre, um Streiks bei Opel für gleiche Be-
zahlung in den 1970ern, aber auch um musika-
lische und kulturelle Reaktionen auf den Auslän-
derhass bis in die 1990er Jahre bis hin zum zeit-
genössischen Hiphop. Dabei bringt Kaya die un-
terschiedlichsten Ansätze zu Gehör, neben Mu-
sikern wie Yüksel Özkasap bis Muhabbet kom-
men auch Musikerinnen wie Cavidan Ünal oder 
Derya Yildirim vor. Man muss sie nicht alle vorher 
kennen. Aber hinterher wird man sie so schnell 
nicht vergessen. 

Kinostart 29.9.2022
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